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Editorial
Editorial
Die Einnahmen-Überschuss-Rechnung (EÜR) ist eine Methode der Gewinnermittlung für steuerliche Zwecke, die im Rahmen der Steuerdeklaration bestimmter Unternehmen zu erstellen ist. Nach § 4 Abs. 3 EStG können Steuerpflichtige, die nicht zur Buchführung verpflichtet sind und auch tatsächlich keine Bücher führen, ihren Gewinn aus dem Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben berechnen. Bei dieser Methode wird auf eine umfangreiche Buchhaltung und die Erstellung einer Bilanz und einer Gewinn- und Verlustrechnung verzichtet – stattdessen wird grundsätzlich lediglich die Differenz aus Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben herangezogen. Die Fragen, die sich hierbei stellen, gehen schnell über einfache Aufzeichnungen hinaus. Zudem ist die EÜR oftmals im Rahmen von Kreditanfragen gegenüber Banken als Informations­grundlage nicht ausreichend.
Neben dem berechtigten Personenkreis, der die Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung vornehmen darf, und der grundlegenden Besteuerungssystematik werden in diesem Fachbuch auch die Zusammenhänge mit der Umsatzsteuer (Ist- und Sollversteuerung, Kleinunternehmerregelung) sowie die Thematik der Datenübermittlung (Anlage EÜR im Rahmen von ELSTER, EÜR-Taxonomie) herausgearbeitet.
Mit Hilfe des steuerlichen Beraters können weitere wichtige Aufzeichnungen im Rahmen der Einnahmen-Überschuss-Rechnung (z. B. Anlage- und Grundstücksverzeichnisse, Abschreibungsverzeichnis) erstellt werden. Ein Steuerberater kann zudem Tendenzen und damit Ansatzpunkte für eine betriebswirtschaftliche Beratung erkennen und so ein Unternehmen wirtschaftlich weiterentwickeln. Hierzu kann auch ein freiwilliger Übergang von der Einnahmen-Überschuss-Rechnung zur Buchführung mit Bilanzierung sinnvoll sein.
Nürnberg, im Juli 2021
Dr. Johannes Riepolt
Stephan Greulich, LL.M
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Zur Ermittlung der Steuerlast von Unternehmen wird im deutschen Ertragsteuerrecht, unabhängig von der betreffenden Steuerart, vereinfacht nach einem zweistufigen System vorgegangen: Bevor durch Anwendung eines Steuersatzes die Steuer des zugrunde liegenden Besteuerungszeitraums ermittelt wird, ist zunächst die Bemessungsgrundlage zu berechnen. Im Rahmen der Einkommensteuer ist dies das „zu versteuernde Einkommen“ in dem wiederum – über mehrere Zwischenschritte – die Summe der Einkünfte aller Einkunftsarten enthalten ist. Zur Ermittlung der Einkünfte der jeweiligen Einkunftsart bestehen unterschiedliche Methoden.
Im Bereich der Überschusseinkunftsarten (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EStG), denen der private Bereich des Steuerpflichtigen zuzuordnen ist, gilt es, einen Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten zu ermitteln. Die Abgrenzung der Einnahmen und Werbungskosten erfolgt in §§ 8, 9 EStG. Dies wird auch als (einfache) Überschussrechnung bezeichnet, der Zeitpunkt der Erfassung von Einnahmen und Werbungskosten bestimmt sich nach dem Zufluss- und Abflussprinzip (§ 11 EStG).
Im Bereich der Gewinneinkunftsarten (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG), denen der betriebliche Bereich des Steuerpflichtigen zuzuordnen ist, wird hingegen ein Gewinn ermittelt, wozu unterschiedliche Methoden bestehen:
	Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG.

	Dieser stellt eine einfache bilanzielle Gewinnermittlung dar, bei der die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nicht explizit berücksichtigt werden.


	Betriebsvermögensvergleich nach § 5 Abs. 1 EStG.

	Dieser stellt eine vollständige bilanzielle Gewinnermittlung dar, bei der die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) zwingend berücksichtigt werden.


	Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG.

	Diese stellt eine modifizierte Zahlungsrechnung dar, bei der auf eine umfassende Bestandsrechnung verzichtet wird.


	Tonnagebesteuerung nach § 5a EStG.

	Diese stellt eine optionale besondere Gewinnermittlungsmethode für Handelsschiffe im internationalen Verkehr dar.


	Durchschnittssatzermittlung nach § 13a EStG.

	Diese stellt eine branchenspezifische Gewinnermittlungsmethode für Land- und Forstwirte dar, deren Anwendung an Voraussetzungen gebunden ist.


In diesem Buch werden die Grundlagen der Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG umfassend erläutert und anhand von Beispielen dargestellt. Dazu wird zunächst der mögliche Anwendungsbereich dieser Gewinnermittlungsmethode abgegrenzt, bevor auf inhaltliche Aspekte, insb. die Erfassung von Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben, eingegangen wird. Auch werden die Anforderungen an die ordnungsmäßigen Aufzeichnungen, formale Aspekte im Rahmen der Steuerdeklaration sowie betriebswirtschaftliche Aspekte, die aus einer (möglichen) Anwendung der Einnahmen-Überschuss-Rechnung resultieren, aufgezeigt. In diesem Kontext wird auch die sog. EÜR-Taxonomie zur strukturierten Übermittlung des Inhalts der Gewinnermittlung an potentielle Adressaten umfassend dargestellt.
 
Das Buch soll den Leser in die Lage versetzen, die wesentlichen materiellen und formellen Anforderungen an die Erstellung der Einnahmen-Überschuss-Rechnung zu verstehen und mögliche Vor- bzw. Nachteile für das eigene Unternehmen herauszufinden.
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2.1 Vorbemerkung
Die Einnahmen-Überschuss-Rechnung ist rechtssystematisch im Einkommensteuergesetz geregelt (§ 4 Abs. 3 EStG), deren Anwendungsbereich wird im Folgenden herausgearbeitet. Dabei ist festzustellen, dass die Einnahmen-Überschuss-Rechnung zulässig ist, wenn Unternehmen
	nicht freiwillig eine Buchführung eingerichtet haben und nicht freiwillig einen Abschluss aufstellten oder
	nicht gesetzlich verpflichtet sind, Bücher zu führen und Abschlüsse aufzustellen.[1]

Somit sind für sämtliche unternehmerischen Rechtsformen (Einzelunternehmen, Personengesellschaften, Kapitalgesellschaften) die gesetzlichen Buchführungs- und Abschlusserstellungspflichten zu untersuchen, um den Anwendungsbereich der Einnahmen-Überschuss-Rechnung herauszuarbeiten. Dabei ist auch die Zuordnung der Tätigkeit des Unternehmens (gewerblich, land- und forstwirtschaftlich, freiberuflich) zu beachten.
2.2 Einzelunternehmen
2.2.1 Gewerbliche Betriebe
2.2.1.1 Handelsrechtliche Buchführungspflicht
Nach handelsrechtlichen Grundsätzen ist eine Buchführungspflicht gegeben, wenn es sich bei dem Einzelunternehmen um einen Kaufmann handelt. Die Kaufmannseigenschaft kann sich dabei zum einen daraus ergeben, dass ein Gewerbebetrieb nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert (§ 1 Abs. 2 HGB, sog. Istkaufmann). Somit scheiden sog. Kleingewerbetreibende von einer Buchführungs- und Abschlusserstellungspflicht regelmäßig aus, diese können die Einnahmen-Überschuss-Rechnung wählen.[2]
Zum anderen kann sich die Kaufmannseigenschaft aus der tatsächlichen Eintragung im Handelsregister ergeben (§ 2 HGB, sog. Kaufmann kraft Eintragung), in diesem Fall kommt es auf die Merkmale des Istkaufmanns nicht an. Somit ist ein Unternehmen in der Rechtsform „eingetragener Kaufmann“ bzw. „e. K.“ stets als Kaufmann zu betrachten und grundsätzlich auch zur handelsrechtlichen Buchführung verpflichtet.
Eine Ausnahme von der Buchführungspflicht besteht für kaufmännische Einzelkaufleute, unerheblich ob durch gewerbliche Tätigkeit oder Eintragung, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren nicht mehr als jeweils
	600.000 Euro Umsatzerlöse und
	60.000 Euro Jahresüberschuss

aufweisen (§ 241a HGB). Dieser Personenkreis ist explizit von der Buchführungspflicht ausgenommen. Da in diesen Fällen keine handelsrechtliche Buchführungspflicht besteht, kann eine Buchführungspflicht auch für steuerliche Zwecke nicht abgeleitet werden, sofern keine freiwillige Buchführung erfolgt.[3]
Während grundsätzlich bei bestehenden Unternehmen auf zwei aufeinanderfolgende Stichtage abzustellen ist, wird bei neu gegründeten Unternehmen lediglich der erste Abschlussstichtag betrachtet (§ 241a S. 2 HGB). So kann insb. bei Unternehmen in deren Gründungs- und Entwicklungsphase eine Buchführung unterbleiben.
2.2.1.2 Steuerrechtliche Buchführungspflicht
Eine steuerrechtliche Buchführungspflicht besteht für gewerbliche Einzelunternehmen immer dann, wenn diese aufgrund außersteuerlicher Regelungen zur Buchführung und Abschluss­erstellung verpflichtet sind (§ 140 AO). Dies wird als deriva­tive steuerliche Buchführungspflicht bezeichnet, da aus einer außersteuerlichen Verpflichtung eine steuerliche Verpflichtung abgeleitet wird.[4] Als häufigste außersteuerliche Rechtsquelle ist hierbei das HGB anzutreffen.
Daneben kann eine rein steuerliche Buchführungspflicht für gewerbliche Einzelunternehmen resultieren, wenn deren
	Umsätze im Kalenderjahr mehr als 600.000 Euro betragen.

	Zu den Umsätzen zählen auch die steuerfreien Umsätze, ausgenommen die Umsätze nach § 4 Nr. 8-10 UStG, diese sind nach den Vorschriften des UStG zu ermitteln.


	Gewinn im Wirtschaftsjahr mehr als 60.000 Euro beträgt.

Dies wird auch als originär steuerliche Buchführungspflicht bezeichnet. In diesem Fall sind die Verpflichtungen von Beginn des Wirtschaftsjahres an zu erfüllen, das auf die Bekanntgabe der Mitteilung folgt, durch die die Finanzbehörde auf den Beginn der Verpflichtung hinweist (§ 141 Abs. 2 S. 1 AO). Auch endet die Verpflichtung zur rein steuerlichen Buchführung mit Ablauf des Wirtschaftsjahrs, das auf das Wirtschaftsjahr folgt, in dem die Finanzbehörde den Wegfall der Verpflichtung feststellt (§ 141 Abs. 2 S. 2 AO).
Wenngleich die Schwellenwerte in § 141 AO und § 241a HGB betraglich übereinstimmen (600.000 Euro bzw. 60.000 Euro) kann es durch das Anknüpfen an unterschiedliche Kriterien dazu kommen, dass handelsrechtlich keine, steuerrechtlich hingegen eine Buchführungs- und Abschlusserstellungspflicht vorliegt.[5]
Eine weitere Verpflichtung zur steuerlichen Bilanzierung besteht dann, wenn ein Unternehmen, das weder derivativ noch originär zur Bilanzierung verpflichtet ist, dennoch freiwillig Bücher führt und Abschlüsse erstellt. Die steuerliche Bilanzierungspflicht entsteht dabei jedoch nur, wenn der bilanzielle Gewinn der Besteuerung zugrunde gelegt wird, mithin für die Besteuerung von Bedeutung ist.[6]
Als Zwischenfazit kann somit festgehalten werden, dass die Einnahmen-Überschuss-Rechnung insb. Anwendung findet bei
	Kaufleuten, die die Grenzen des § 241a HGB nicht überschreiten bzw.
	nicht kaufmännischen Gewerbetreibenden, die die Grenzen des § 141 AO nicht überschreiten.

Andernfalls besteht steuerrechtlich über § 140 AO bzw. § 141 AO eine Verpflichtung zur Bilanzierung, sodass diese den Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermitteln müssen.
Hinweis
Bei gewerbetreibenden Einzelunternehmen stellt die Gewinn­ermittlung durch Bilanzierung die Regelmethode dar. Die Einnahmen-Überschuss-Rechnung kommt nur in Ausnahmefällen, insb. bei kleinen Unternehmen, zur Anwendung.

 
2.2.2 Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe
Besteht die Tätigkeit des Einzelunternehmens in der Land- und Forstwirtschaft, resultiert allein aus einem in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb noch keine Kaufmannseigenschaft (§ 3 Abs. 1 HGB). Ist ein Land- und Forstwirt hingegen freiwillig in das Handelsregister eingetragen, unterliegt auch dieser den kaufmännischen Buchführungs- und Abschlusserstellungspflichten, woraus eine steuerliche Buchführungspflicht nach § 140 AO resultiert (derivative steuerliche Buchführungspflicht).[7]
Sofern keine Bilanzierungspflicht besteht, kann für land- und forstwirtschaftliche Einzelunternehmen eine besondere Gewinn­ermittlungsvorschrift Anwendung finden (§ 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG), wenn
	am 15.05. des Wirtschaftsjahres die selbst bewirtschafteten Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung maximal 20 Hektar betragen (ohne Sondernutzung),
	die selbst bewirtschaften Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung maximal 50 Hektar betragen,
	die selbst bewirtschafteten Flächen der Sondernutzungen (§ 13a Abs. 6 EStG) die in Anl. 1a Nr. 2 Sp. 2. genannten Grenzen nicht überschreiten,
	die Tierbestände insgesamt maximal 50 Vieheinheiten (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG) ergeben.

In diesem Fall findet die Durchschnittssatzgewinnermittlung nach § 13a Abs. 3 EStG Anwendung.
Eine rein steuerliche Buchführungspflicht kann zudem für land- und forstwirtschaftliche Einzelunternehmen resultieren, wenn deren
	Umsätze im Kalenderjahr mehr als 600.000 Euro betragen (einschließlich der steuerfreien Umsätze, ausgenommen die Umsätze nach § 4 Nr. 8-10 UStG),
	selbstbewirtschaftete land- und forstwirtschaftliche Flächen einen Wirtschaftswert von mehr als 25.000 Euro aufweisen,
	Gewinn im Kalenderjahr mehr als 60.000 Euro beträgt.

Beginn und Ende der land- und forstwirtschaftlichen originär steuerlichen Buchführungspflicht ergeben sich analog der gewerblichen Einzelunternehmen.
Bei land- und forstwirtschaftlichen Einzelunternehmen ist da­rüber hinaus möglich, dass diese als Testbetrieb für den agrarpolitischen Bericht der Bundesregierung oder als Betrieb des Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführung (INLB) fungieren und insofern Buchführungen vorliegen. Sofern dies der Fall ist, schließt dies dennoch die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG nicht aus (R 4.5 Abs. 1 S. 2 EStR).
Hinweis
Bei land- und forstwirtschaftlichen Einzelunternehmen stellt die Einnahmen-Überschuss-Rechnung die Gewinnermittlungsmethode dar, wenn diese
	kein Kaufmann sind,
	nicht aufgrund § 141 AO zur Buchführung verpflichtet sind,
	nicht freiwillig Bücher führen und Abschlüsse erstellen,
	nicht der Durchschnittssatzermittlung nach § 13a EStG unterliegen.


 
2.2.3 Freiberufliche Betriebe
Wird ein freier Beruf durch einen Einzelunternehmer ausgeübt oder geht dieser einer anderen selbstständigen Arbeit i. S. d. § 18 EStG nach, kann sich für diesen keine Kaufmannseigenschaft nach dem Handelsrecht ergeben, da die Ausübung selbstständiger Arbeiten einen Gewerbebetrieb i. S. d. § 1 Abs. 2 HGB ausschließt. Somit kann eine handelsrechtliche Buchführungspflicht, aus der eine derivative steuerliche Buchführungspflicht resultiert (§ 140 AO), für diese nicht bestehen.
Auch eine originär steuerliche Buchführungspflicht nach § 141 AO scheidet für Freiberufler und sonstige selbstständig Tätige aus. Dies ist darin begründet, dass diese lediglich für gewerbliche Unternehmen sowie Land- und Forstwirte, nicht hingegen für Freiberufler anzuwenden ist. Da § 141 AO generell keine Anwendung findet, kommt es auch auf die Größe des freiberuflichen Einzelunternehmens nicht an.
Somit kann festgestellt werden, dass die Einnahmen-Überschuss-Rechnung die Regelgewinnermittlungsmethode von freiberuflichen Einzelunternehmern darstellt, sofern diese nicht freiwillig eine Buchführung einrichten. Zu diesem Personenkreis zählen insb. Ärzte, Rechtsanwälte, Steuerberater oder Architekten, sofern diese ihren Beruf in einer klassischen Einzelpraxis bzw. Einzelkanzlei ausüben.










2.3 Personengesellschaften
Die Rechte und Pflichten eines Kaufmanns bestehen auch, sofern ein Unternehmen in der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft betrieben wird (§ 6 Abs. 1 HGB). Damit gelten die Offene Handelsgesellschaft (OHG, § 105 ff. HGB) und die Kommanditgesellschaft (KG, § 161 ff. HGB) als Kaufleute und sind damit buchführungspflichtig. Ob diese einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb aufweisen bzw. eine gewerbliche oder land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit ausüben, ist in diesem Fall für das Handelsrecht nicht von Relevanz. Anders als bei Einzelunternehmen, bei denen in § 241a HGB eine Befreiung von der Buchführungspflicht für kleine Unternehmen besteht, sind Personenhandelsgesellschaften nach handelsrechtlichen Grundsätzen stets zur Buchführung verpflichtet. Eine entsprechende Befreiungsnorm existiert nicht.[8]
Keine Buchführungspflicht besteht hingegen für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR, § 705 BGB), da es sich bei dieser lediglich um eine Personengesellschaft, nicht jedoch um eine Personenhandelsgesellschaft handelt. Für die GbR ist damit nach deren Tätigkeit zu differenzieren, wobei analog der Einzelunternehmen eine Dreiteilung erfolgen kann:
	Gewerbliche GbR
Sofern diese die Merkmale eines Kaufmanns erfüllt, besteht handelsrechtliche und somit auch steuerrechtliche Buchführungspflicht.[9]
Ohne Kaufmannseigenschaft ist allein auf die Größenkriterien des § 141 AO abzustellen (ggf. originär steuerliche Buchführungspflicht).

	Land- und forstwirtschaftliche GbR
Werden die Grenzen des § 141 AO überschritten, ist die Einnahmen-Überschuss-Rechnung wegen verpflichtender Bilanzierung ausgeschlossen.
Daneben besteht für Land- und Forstwirte mit § 13a EStG eine alternative Gewinnermittlungsmethode nach Durchschnittssätzen, die auch von einer GbR angewendet werden kann.

	Freiberufliche GbR
Diese unterliegt, da es sich um keinen Kaufmann handelt, nicht der handelsrechtlichen Buchführungspflicht. Zudem findet § 141 AO, da eine gewerbliche oder land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit nicht ausgeübt wird, keine Anwendung. Für diese ist also die Einnahmen-Überschuss-Rechnung die Regelgewinnermittlungsmethode.


Einen Sonderfall stellen vermögensverwaltende Personenhandelsgesellschaften dar, die Überschusseinkunftsarten – insb. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG) oder Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG) – erzielen. Eine steuerliche Buchführungspflicht wird für diese, obgleich handelsrechtlich eine Bilanzierung erfolgt, nicht gesehen. Dies ist darin begründet, dass §§ 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 EStG Gewinneinkünfte voraussetzen.[10] Deren Gewinnermittlung erfolgt indes nicht nach § 4 Abs. 3 EStG auf Basis von Betriebseinnahmen und Betriebs­ausgaben, sondern durch (einfache) Überschussrechnung auf Basis von Einnahmen und Werbungskosten. Vermögensverwaltende Personenhandelsgesellschaften haben aus steuerrechtlicher Sicht kein Betriebsvermögen mit Gewinneinkunftsarten, sondern lediglich Privatvermögen mit Überschusseinkunftsarten. Dies schließt auch die Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG aus.
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